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VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss § 2 Abs.1 Satz 1 BauGB am 11.11.2014

2. Bekanntmachung § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB am 08.01.2015   

3.   Auslegungsbeschluss § 3 Abs. 2 BauGB am 11.11.2014

4. Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses am 08.01.2015

Öffentliche Auslegung    vom 16.01.2015

                bis 16.02.2015   

5. Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vom 05.01.2015

bis  16.02.2015

6. Abwägungsentscheidung über die eingegangenen Anregungen am 10.03.2015

 

7. Satzungsbeschluss § 10 Abs. 1 BauGB am 10.03.2015

8. Bekanntmachung des Beb.planes §10 Abs.3 BauGB am

Der Gemeinderat hat am 10.03.2015 den Bebauungsplan, bestehend

aus der Planzeichnung und dem Text, als Satzung und die Begründung

zu dem Plan beschlossen.

Hiermit wird der Bebauungsplan ausgefertigt.

............................................. den

.................................................................

Ortsbürgermeister,  Dr. Torsten Engel

Ortsübliche Bekanntmachung nach § 10 (3) am .........................

mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.
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ÜBERSICHTSPLAN      M 1: 25.000

1 Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB / BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.(1) Nr. 1 BauGB und § 1 -15 BauNVO)

1.1.1 Baugebiet

(§ 1 Abs.(3) BauNVO und § 1 Abs.(4) BauNVO)

 Ml - Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO.

 eGE - Eingeschränktes Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO.

1.1.2 Grundstücksgrößen

 Für die drei Grundstücke, die als eGE ausgewiesen sind, wird eine Mindestgröße von 2.000,00 m2 festgesetzt.

 Für die beiden Grundstücke für die Feuerwehr und den Bauhof, die innerhalb des  eGE ausgewiesenen Geländes liegen, wird eine Mindestgröße von 900 m2 festgesetzt.

 Für die Grundstücke in den Mischgebieten, die für eine Einzelhausbebauung ausgewiesen sind, wird die Mindestgröße auf 370 m2 festgesetzt.

1.1.3 Ausschluss bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen im MI (§ 1 Abs. (5) BauNVO)

Von den Nutzungen im Sinne von § 6 Abs. (2) BauNVO sind nicht zulässig:

 Nach Ziffer 5 - Anlagen für Verwaltungen, sowie für kirchliche, kulturelle, soziale,

gesundheitliche und sportliche Zwecke

 Nach Ziffer 6 - Gartenbaubetriebe

 Nach Ziffer 7 - Tankstellen

 Nach Ziffer 8 - Vergnügungsstätten

1.1.4 Unzulässigkeit von Ausnahmen im MI (§ 1 Abs.(6) BauNVO)

Ausnahmen im Sinne von § 6 Abs.(3) BauNVO:

 Vergnügungsstätten - sind nicht zulässig

1.1.5 Ausschluss bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen im eGE (§ 1 Abs.(5) BauNVO)

Von den Nutzungen im Sinne von § 8 Abs.(2) BauNVO sind folgende Arten nicht zulässig:

 Nach Ziffer 1 - Lagerplätze

 Nach Ziffer 3 - Tankstellen

1.1.6 Beschränkung bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen im eGE (§ 1 Abs.(4) Nr. 2 BauNVO)

Die Nutzungen im Sinne von § 8 Abs.(2) Nr. 4 BauNVO

 Anlagen für sportliche Zwecke sind nur in Gebäuden zulässig

1.1.7 Unzulässigkeit von Ausnahmen im eGE (§ 1 Abs. (6) Nr. 2 BauNVO)

Ausnahmen im Sinne von § 8 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO

 Vergnügungsstätten sind nicht zulässig

1.1.8 Zulässigkeit von Ausnahmen im eGE (§ 1 Abs.(6) Nr. 2 BauNVO)

Ausnahme im Sinne von § 8 Abs.(3) Nr. 1 und 2 BauNVO

 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche

und Baumasse untergeordnet sind,

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, sind allgemein

zulässig

1.2 Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.(1) Nr. 1 BauGB und § 16 - 21a BauNVO)

1.2.1 Grundflächenzahl

(§ 16 Abs.(2) Nr. 1 und § 19 Abs.(4) Satz 3 BauNVO)

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs.(4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten

werden.

1.2.2 Geschossflächenzahl

(§ 16 Abs.(2) und § 20 Abs.(3) BauNVO)

Die Eintragungen gelten als Höchstgrenzen. Im Plangebiet MI sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen, einschl. der zu ihnen gehörenden

Treppenräume und einschl. ihrer Umfassungswände ausnahmsweise nicht mitzurechnen.

1.2.3 Zahl der Vollgeschosse

(§ 16 Abs.(2) Nr. 3 BauNVO)

Die Zahl der Vollgeschosse wird gemäß Planeintrag als Höchstgrenze festgesetzt.

1.2.4 Höhe der baulichen Anlagen

(§ 16 Abs.(3) Satz 2 BauNVO)

Die Höchstgrenzen der Gebäudehöhen (Traufhöhe- TH, Firsthöhe- FH) werden wie folgt

festgesetzt:

Definition von TH und FH:

Die max. Traufhöhe TH ist der Schnittpunkt zwischen Außenwand und der Oberkante Dachhaut.

Die max. Firsthöhe FH ist die oberste Dachbegrenzungskante.

Die nachfolgend aufgeführten Maße beziehen sich auf OK Straßenrand an der Grundstücksgrenze, gemessen in der Gebäudemitte.

Plangebiet Ml:

 für eingeschossige Gebäude: TH max. 4,00 m, FH max. 11,00 m

 für zweigeschossige Gebäude: TH max. 7,00 m, FH max. 12,00 m

 Garagen : TH max. 2,80 m, FH max. 5,80 m

Plangebiet eGE:

 für eingeschossige Gebäude: TH max. 5,00 m, FH max. 12,00 m

 für zweigeschossige Gebäude: TH max. 7,00 m, FH max. 12,00 m

1.3 Bauweise

(§ 9 Abs.(1) Nr. 2 BauGB)

1.3.1 Bauweise im MI

 Offene Bauweise gem. § 22 Abs.(2) BauNVO

1.3.2 Bauweise im eGE

 Offene Bauweise gem. § 22 Abs.(2) BauNVO

 Abweichende Bauweise - b - gem. § 22 Abs.(4) BauNVO

Die Unterstellhalle für technische Geräte auf dem gemeindeeigenen Grundstück für den Bauhof ist an der östlichen Grenze als Grenzbau zu errichten.

1.3.3 Überbaubare Grundstücksfläche

(§ 9 Abs.(1) Nr. 6 BauGB i.V. mit § 8 BauNVO)

 Im Plangebiet eGE werden nach § 9 Abs.(1) Nr. 6 BauGB die Zahl der Wohnungen auf diesen Grundstücksteilen auf zwei begrenzt.

 In den Plangebieten Ml sind nur Einzelhäuser mit max. zwei Wohnungen pro Gebäude zulässig. (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)

1.3.4 Untergeordnete Nebenanlagen

(§ 14 Abs.(1) und § 23 Abs.(5) BauNVO)

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen, außerhalb der Vorgartenflächen, sind im Sinne des § 14 Abs.(1) BauNVO zulässig.

Gerätehütten bis zu 12 m3 umbauten Raumes. Diese Gebäude dürfen nicht unterkellert werden und keine Feuerstelle enthalten.

1.3.5 Stellung der baulichen Anlagen

(§ 9 Abs.(2) BauGB)

Die im Plan eingetragenen Firstrichtungen sind zwingend einzuhalten.

1.3.6 Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten

(§ 9 Abs.(1) Nr. 4 BauGB)

 Plangebiet MI

Stellplätze und Garagen sind auf den dafür festgelegten und - soweit im Plan eingezeichnet - nur mit den festgesetzten Einfahrten

zulässig. Sie sind in der Gruppe einheitlich zu gestalten. Soweit keine Flächen für Garagen festgesetzt sind, müssen diese einen

Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche von 5,00 m aufweisen.

 Plangebiet eGE

Zulässig sind ebenerdige, offene Stellplätze und innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche auch überdachte

Stellplätze und Stellplätze in Gebäuden mit geschlossenem Dach.

1.3.7 Von der Bebauung freizuhaltende Flächen

(§ 9 Abs.(1) Nr. 10 BauGB)

Die Sichtfelder sind von jeder sichtbehinderten Bebauung, Einfriedung und Nutzung

freizuhalten. Die Bepflanzung und Einfriedung ist bis max. 0,50 m Höhe zulässig.

1.3.8 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

(§ 9 Abs.(1) Nr. 11 BauGB)

Entsprechend den Planeintragungen sind sie gegliedert in Fahrbahnen, Gehwege, Fußwege, Parkflächen und Grünanlagen als

Bestandteil der Verkehrsanlagen. Die Wiesenstraße mit ihrer Anbindung an die Landstraße L 506 und dem Teilstück nach Norden zur

Grenze des Bebauungsplanes sind als Trennflächen mit einseitigen Gehwegen und die Planstraßen A, B, C - Wohnstraßen - als

Mischflächen vorgesehen. Die Einzeichnungen gelten nur als Richtlinien.

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:

Flächen für das Parken von Fahrzeugen (öffentliche Parkflächen).

 zwischen Portugieserweg und Rieslingweg westlich der Bebauungsflächen ist eine Fläche zur unterschiedlichen Nutzung

(Parkreserve und Festplatz) und Parkflächen nur für Omnibusse ausgewiesen.

 Feldweg mit Verkehrsbeschränkung “Nur für landwirtschaftlichen Verkehr“ an der Nordgrenze des Bebauungsplanes.

1.3.9 Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

(§ 9 Abs.(1) Nr. 11 BauGB)

Entlang den Bereichen ohne “Ein- und Ausfahrten“ sind Verkehrsanschlüsse für Kraftfahrzeuge nicht zulässig.

1.3.10 Versorgungsflächen

(§ 9 Abs.(1) Nr. 12 BauGB)

Für die Trafostation wird dem Versorgungsträger (Pfalzwerke) auf der gemeindeeigenen Grundstücksfläche des Bauhofes das Recht auf

Grenzbebauung sowie nach § 9 Abs.(1) Nr. 21 BauGB das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht eingeräumt.

1.3.11 Öffentliche und private Grünflächen

(§ 9 Abs.(1) Nr. 15 BauGB)

Ein Grünordnungsplan ist Bestandteil des Bebauungsplanes. In diesem Grünordnungsplan sind die landespflegerischen Maßnahmen zum

Ausgleich von Schäden am Naturhaushalt und Landschaftsbild erläutert.

Die Ausgleichsflächen sind als öffentliche Grünflächen - Streuobstwiese mit Obstbaumstämmen - auf empfohlener Aussaat von

Glatthaferwiesenmischung  - im Gemarkungsteil “Am Haseneck“ ausgewiesen. Westlich des geplanten Fußweges bis zum Winkelpfad

(Grenze des Bebauungsplanes) bleiben die privaten Grünflächen - Bauern- und Weingärten erhalten - (Siehe Begründung). In diesem

Gebiet sind Gartenlauben bis 30 m3 Rauminhalt zugelassen. Diese dürfen nicht unterkellert werden und keine Feierstätten enthalten.

1.3.12 Wasserflächen

(§ 9 Abs.(1) Nr. 16 BauGB)

Leisselgraben - Gewässer III. Ordnung

Die Verrohrung des Leisselgrabens (Betonrohre Durchmesser 600 mm) über private Grundstücke. Der eingezeichnete Trassenverlauf  ist

nach grober Einschätzung der örtlichen Feststellungen vorgenommen.

Belastungen der Grundstücke mit einer Grunddienstbarkeit sind nicht feststellbar.

Zur Freimachung der ausgewiesenen Baugrundstücke ist eine Umlegung erforderlich.

Eine wasserrechtliche Genehmigung und Umplanung ist mit den zuständigen Behörden einzuleiten. Hierbei sollte eine weitgehende

Renaturierung des Bachverlaufs mit Retentionsflächen und artgerechter Bepflanzung der Südseite angestrebt werden.

Der vorhandene Baumbestand am jetzigen Auslauf ist zu erhalten, ebenso der vorhandene eingetragene Baumbestand in diesem

Bereich.

1.3.13 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von  

Niederschlagswasser

(§ 9 Abs.(1) Nr. 14 BauGB)

Durch die Bebauung bzw. Erschließung des Baugebietes werden die Abflussverhältnisse für das Oberflächenwasser  nachteilig verändert.

Nach § 62 LWG ist der Verursacher der Oberflächenversiegelung zum Ausgleich der Wasserführung verpflichtet.

Es sind folgende Maßnahmen durchzuführen:

Die Verkehrsflächen - alle befestigten Straßenflächen und alle Parkflächen westlich der Einmündung Wiesenstraße - Edesheimer Straße

erhalten eine Niederschlagswasserableitung  als Regenwasserkanal  zum zentralen Regenrückhaltebecken an der Ostgrenze des

Bebauungsgebietes zwischen Leisselgraben und Wiesenstraße mit gedrosseltem Überlauf in den Leisselgraben als Vorfluter.

Die Verkehrsflachen - Parkflächen ostwärts der Einmündung Edesheimer - Wiesenstraße - entwässern oberflächennah in eine Grünfläche

mit Versickerungsmulde westlich des Feuerwehrgeländes.  Die Versickerungsmulde ist an den Regenwasserkanal  mit einem

Notüberlaufschacht anzuschließen.

1.3.14 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs.(1) Nr. 25a BauGB)

Straßenbegleitgrün - öffentliche Parkplätze

Bauhof der Gemeinde

Baugrundstück der Gemeinde Rhodt für die Feuerwehr d. VBG Edenkoben

Baumstandorte für großkronige Bäume

 (I. Wuchsordnung)

Es sind Hochstämme mit einem Stammumfang von 18 - 20 cm (gemessen in 1 m Höhe) zu pflanzen und zu unterhalten. Arten - siehe

Vorschlagsliste Ziffer 1 Baumstandorte für mittelkronige Bäume

 (II. Wuchsordnung)

Es sind Hochstämme mit einem Stammumfang von 12- 15 cm (gemessen in 1 m Höhe) zu pflanzen und zu unterhalten. Arten - siehe

- Vorschlagsliste Ziffer 2

Die Baumstandorte vom Straßenbegleitgrün sind mit Bodendeckern zu unterpflanzen und zu unterhalten.

Die Baumstandorte der gemeindeeigenen Grundstücke sind gruppenweise mit Hecken und Sträuchern zu umpflanzen, zu unterpflanzen

und zu unterhalten, - siehe Pflanzliste im Grünordnungsplan.

1.3.15 Flächen mit Bindungen für die Erhaltung von Bäumen

(§ 9 Abs.(1) Nr. 25b BauGB)

Die Bäume sind zu erhalten, abgehende Bäume sind zu ersetzen.

1.3.16 Flächen mit Vorkehrungen zum Schutz von schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des   

Bundesimmissionsgesetzes

(§ 9 Abs.(1) Nr. 24 BauGB)

Die im Untersuchungsbericht 94.1004 vom 26.10.1994 für das Schalltechnische Immissionsgutachten des Ingenieurbüros für Bauphysik

Wille, Mannheim, aufgeführten Lärmquellen sind durch die Ausführung der vorgeschlagenen Schallschutzmaßnahmen gegenstandslos.

Die Immissionen der Fahrzeuggeräusche im Plangebiet B -Eingeschränktes Gewerbegebiet- werden nicht überschritten, während für das

Plangebiet A -Mischgebiet- diese in der Nachtzeit geringfügig überschritten werden. Trotzdem diese Bewertung mit gewissen

Unsicherheiten behaftet ist und die max. Überschreitung als nicht wesentlich im Sinne der 16. BlmSchV anzusehen ist, muss bei der

Gebäudeplanung im Plangebiet A der Schallschutz gegen Außenlärm nach DIN 4109 berücksichtigt werden. Dabei kann für die

schutzbedürftigen Räume

bereits durch eine entsprechende Grundrissgestaltung ohne Zusatzmaßnahmen ein ausreichender Schallschutz gegen Außenlärm

gewährleistet sein.

Für die schutzbedürftigen Räume im Bereich der Parkplatzflächen im Nordwesten und parallel zur Edesheimer Straße ist der Schallschutz

gegen Außenlärm nach DIN 4109 nachzuweisen. Dabei sind die in diesem Gutachten an den kritischen Aufpunkten A und B berechneten

Einzelimmissionen - Gewerbelärm und Fahrzeuglärm - auf den öffentlichen Straßen und den Parkplätzen zugrunde zu legen. Die

Hausseiten zu den Parkplätzen sind dem Lärmpegelbereich III und die Seitenwände dem Lärmpegelbereich II zuzuordnen.

2 Örtliche Bauvorschriften

(§ 9 (4) BauGB, § 88 LBauO)

2.1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen und Außenanlagen

(§ 88 Abs.(1) Ziff. 1 LBauO)

 Plangebiet - MI

Die Oberfläche der Außenwände ist zu verputzen. Als Ausnahme sind Holzverkleidungen und Sichtmauerwerk im Bereich der Giebel

zulässig.

 Plangebiet eGE

Für die Wohngebäude in diesem Gebiet gilt das Vorhergesagte.

Für die Betriebsgebäude und Anlagen sind Sichtmauerwerk, Holzverkleidungen, matte

Blechmaterialien und Faserzementverkleidungen zulässig.

2.2 Dachform, Dachneigung, Dachdeckung

(§ 88 Abs.(1) Ziff. 1 LBauO)

 Im Baugebiet „A2“ sind Doppelhäuser nur mit Satteldach und einer Dachneigung von 40° zulässig.

 Der First des Hauptbaukörpers muss mittig verlaufen, Nebendächer müssen in ihrer Firsthöhe mind. 1,00 m unter der Hauptfirstlinie

bleiben.

 Grundsätzlich sind Satteldächer vorgeschrieben, sofern im Bebauungsplan keine anderen Festsetzungen getroffen sind.

 Dachaufbauten sind als Schlepp- oder Satteldachgauben bis zu 1/3 der Dachbreiten zulässig.

 Der Giebelabstand zur Gaube muss mind. 2,00 m, der Abstand des Dacheinschnittes zum

First mind. 1,00 m betragen.

 Kniestöcke sind innerhalb der max. Traufhöhe zulässig, sie dürfen jedoch die Höhe von 90 cm, gemessen von OK Rohdecke des

Obergeschosses bis OK Fußpfette nicht überschreiten.

 Für Dacheinschnitte gelten die Längenbeschränkungen, Giebel und Firstabstände wie bei Dachaufbauten.

 Als Dacheindeckung sind naturrote Dachsteine bei Wohngebäuden in beiden Plangebieten - außer den Betriebsgebäuden - zu

verwenden.

 Im Plangebiet eGE sind für gewerbliche Gebäude zugelassen:

Dachformen:

Flachdach, Pult oder Satteldächer, Dachsonderformen (z.B. Sheddach).

Dacheindeckung:

Metall- und Faserzementabdeckungen, begrünte Dächer.

2.3 Werbeanlagen

(§ 88 Abs.(1) Ziff. 1 LBauO)

Im Plangebiet Ml sind nur Werbeanlagen nach § 61 LBauO - Genehmigungsfreie Vorhaben - zulässig, wobei sie in gedeckten Farben

auszuführen sind. Fluoreszierende Stoffe sind unzulässig.

Im Plangebiet eGE sind Werbeanlagen an der Stätte der Leistung auch als Lichtwerbungen auf den Wandflächen der Betriebsgebäude

zulässig. Die Abmessungen der Werbeanlagen dürfen die Maße 0,50 m in der Höhe und 2,50 m in der Länge nicht überschreiten. Die

obere Begrenzung der Werbefläche endet 0,50 m unter der Dachtraufe.

2.4 Gestaltung der unbebauten Flächen und der bebauten Grundstücke

(§ 88 Abs.(1) Ziff. 3 LBauO)

Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke, mit Ausnahme der Flächen für Nebenanlagen, sind als Grünflächen oder

gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Auf den Grünflächen ist je 200 m2 Fläche ein mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen und

dauerhaft zu unterhalten, und bei Abgang zu ersetzen. Je 400 m2 Grünfläche sind ein großkroniger und ein mittelkroniger Laubbaum zu

pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Flächen zwischen Baugrenze und öffentlichem Verkehrsraum dienen

der Erweiterung und Durchgrünung des Straßenraumes. Aus diesem Grunde sind keine geschlossenen hohen Pflanzen zulässig. Diese

Flächen sind mit Rasen oder Bodendeckern, Stauden und kleinwüchsigen Gehölzen zu bepflanzen.

2.5 Einfriedungen

(§ 88 Abs.(1) Ziff. 3 LBauO)

Die den öffentlichen Verkehrsflächen zugewandten nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind einzufrieden.

Festgesetzt werden:

Mauerwerk aus Naturstein, vorgeblendeten Natursteinen, Sichtbeton, sowie Holz und Metall. Die zulässige Höhe beträgt 1 ‚00 m, im

Sichtwinkelbereich 0,50 m.

Als seitliche und rückwärtige Einfriedungen im nicht einsehbaren Bereich der Grundstücke sind freiwach-sende oder Schnitthecken bis 1

‚20 m Höhe oder Draht- bzw. Holzzäune bis zu einer max. Höhe von 1,00 m über OK- Gelände zulässig.

Müll- u. Abfallbehälter sind im Gebäude unterzubringen oder aber außerhalb durch geeignete Einfriedungen (z.B. Holzpalisaden,

Rankgerüste usw.) der allgemeinen Sicht zu entziehen.

2.6 Außenantennen

(§ 88 Abs.(1) Ziff. 6 LBauO)

Eine Außenantennenanlage pro Gebäude ist zulässig.

3 Hinweise

1. Der Grünordnungsplan mit Eingriffsbewertung zum Bebauungsplan “Wiesenstraße“ ist Bestandteil des Bebauungsplanes.

2. Auf den Baugrundstücken ist die Befestigung von Flächen auf ein Mindestmaß zu beschränken. Not-wendige Befestigungen sind

wasserdurchlässig zu gestalten, z.B. in Splitt verlegte mit Fugen versehene Pflasterplatten, Pflaster, Rasengittersteine oder

wassergebundene Decke.

3. Meldepflicht nach § 17 Denkmalschutz- und Pflegegesetz vom 23.03.1978

Werden bei Bauarbeiten oder Erdarbeiten bisher unbekannte Funde oder Fundplätze entdeckt, so sind diese unverzüglich dem

Landesamt für Denkmalpflege zu melden. Funde und Fundstellen sind bis zu vier Werktagen nach Meldung in unverändertem

Zustand zu erhalten, sofern das Landesdenkmalamt nicht eine Verlängerung dieser Frist festsetzt.

4. Nachweis der Höhenlage des Baukörpers im Baugesuch:

Mit dem Baugesuch ist ein exakter Höhenschnitt durch das vorhandene Gelände vorzulegen. Hierin sind auch die Aufschüttungen

und Abgrabungen kenntlich zu machen.

5. Gründungen

Auf die DIN 1045 wird hingewiesen.

6. Vorschlagliste zur Gehölzverwendung

1. Großkronige Bäume - I. Wuchsordnung

Acer platanoides Spitzahorn

Acer pseudoplatanus Bergahorn

Aesculus hippocastarium Rosskastanie

Betula pendula Sandbirke

Fraxinus excelsior Esche

Prunus avium Vogelkirsche

Tilia cordata Winterlinde

Quercus robur Stieleiche

Ulmus carpinifolia Feldulme

Juglans regia Walnuss

In den öffentlichen und privaten Grünflächen Mostbirnen und Mostäpfel als Hochstämme von standort-typischen alten Sorten, z.B.

Gewürzluiken, Brettacher, Boskoop, Zabergäu und Goldparmäne.

2. Mittelkronige Bäume - II. Wuchsordnung

Acer campestre Feldahorn

Alnus glutinosa Schwarzerle

Carpinus betulus Hainbuche

Sorbus aucuparia Eberesche

Sorbus intermedia Schwedische Mehlbirne

Prunus padus Traubenkirsche

3. Sträucher

Cornus sanguinea Bluthartriegel

Frangula alnus Faulbaum

Salix caprea Salweide

Salix purpurea Purpurweide

Coryllus avellana Haselnuss

Lonicera xylosteum Heckenkirsche

Rosa canina Heckenrose

Rosa rubiginosa Weinrose

Rhamnus catharticus Kreuzdorn

Euonymus europaea Pfaffenhütchen

Sambucus racemosa Roter Holunder

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball

Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn

Ligustrum vulgare Liguster

Prunus spinosa Schlehe

7. Entwässerung bebauter Grundstücke

Alle bebauten Grundstücke sind mit dezentraler Niederschlagswasserspeicherung

(Zisternen, Mulden) vorzusehen, mit einem Notüberlauf an den Regenwasserkanal.

(Siehe Konzept für Regenwasserbewirtschaftung).  Die private Nutzung von Dachflächenwasser mit einer Zisterne ist

genehmigungsfrei. Die Keller der Gebäude sind bis 30 cm über

OK - Gelände in wasserundurchlässigem Beton auszuführen.

Der vorhandene Mischwasserkanal von der Edesheimer zur Wiesenstraße ist zwischen den Schächten S1 und S2 zu begradigen und

in den Straßenkörper zu verlegen.

8. Radonprognose

  Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes Radonpotential über einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt 

  wurde. Orientierende Radonmessungen in der Bodenluft vor Baubeginn werden daher empfohlen. Fragen zur Geologie im 

  betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der Radonmessung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt für

  Geologie und Bergbau. Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können dem 

  "Radon-Handbuch" des Bundesamts für Strahlenschutz entnommen werden.

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

HINWEISE

HINWEISE


